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Bundesrahmenempfehlung

Doku-Pflichten für SGB V erarbeitet
Berlin // Die neu einberufene Schieds-
stelle nach § 132a SGB V hat neue Re-
gelungen zur SGB V-Dokumentation 
und zu neuen qualitativen Mindest-
anforderungen in der außerklini-
schen Intensivpflege vereinbart. Das 
geht aus einer Mitteilung des Bundes-
verbandes Ambulante Dienste und 
Stationäre Einrichtungen (bad), der 
auch einen Sitz in der Schiedsstelle 
hat, hervor.

Dokumentationspflichten sollen 
klarer definiert werden

Im Rahmen der ersten Sitzung der 
Schiedsstelle am 30. August 2019 
konnte eine Einigung zu allen Punk-
ten bezüglich der Regelungen der 
außerklinischen Intensivpflege und 
der Pflegedokumentation im Bereich 
des SGB V erzielt werden. Nunmehr 
würde deshalb das Unterschriften-
verfahren eingeleitet, um den Ab-
schluss perfekt zu machen. 

Es wurden unter anderem Ände-
rungen im Bereich der Pflegedoku-
mentation vereinbart, die alle Pfle-
gedienste betreffen, die Leistungen 
aus dem Bereich des SGB V erbringen, 
so der bad. Hintergrund dessen sei, 
dass in der Praxis bislang regelmäßig 
umstritten war, welche Dokumenta-
tionspflichten für SGB V-Leistungen 
bestehen und welche nicht. 

In Zukunft gibt die Bundesrah-
menempfehlung allen Einrichtun-
gen Rechtssicherheit, inwiefern die 
Pflicht zur Dokumentation besteht 
und wo nicht, so der Verband in sei-
ner Mitteilung. Sie stellt zukünftig 

aber auch klar, dass in bestimmten 
Fällen neben der ärztlichen Anord-
nung auch eine weitergehende Do-
kumentation erforderlich ist.

Qualitative Mindeststandards in 
der außerklinischen Intensivpflege

Eine zweite wichtige Änderung be-
trifft die außerklinische Intensiv-
pflege. Die Bundesrahmenempfeh-
lung sieht nun eine bundesweite 
Vereinheitlichung qualitativer Min-
destanforderungen an die ambulante 
Intensivpflege vor. Diese soll vergü-
tungsrelevant sein, um die Vereinba-
rung auskömmlicher Vergütungen 
zukünftig zu erleichtern. Die Min-
destanforderungen beziehen sich in-
haltlich insbesondere auf die Qualifi-
kation des Personals.

Neue Empfehlung soll am  
1. Januar 2020 in Kraft treten

Die Vereinbarung sieht vor, dass die 
neue Bundesrahmenempfehlung 
zum 1. Januar 2020 in Kraft tritt, 
aber, so der bad, sie sei nicht unmit-
telbar verbindlich. Das heißt, sie wird 
am 1. Januar 2020 noch keine unmit-
telbare Bindungswirkung für Sie ent-
falten. Die Regelungen werden erst 
dann verbindlich, wenn sie in Ihre 
Verträge aufgenommen werden. Die 
Übergangsregelungen sieht eben-
falls vor, dass Intensivpflegedienste 
bis zu vier Jahre Zeit bekommen sol-
len, um strukturelle Anforderungen 
der neuen Bundesrahmenempfeh-
lung umzusetzen.  (ck)

Entlastungsleistungen

Nur die Hälfte rufen die 125 Euro ab
Hamburg // Nur knapp die Hälfte 
(49,7 Prozent) der TK-Versicherten 
Pflegebedürftigen nimmt „Entlas-
tungsleistungen“ der Pflegekasse 
in Anspruch. Das hat die Techniker 
Krankenkasse (TK) anlässlich des Ak-
tionstags Pflegende Angehörige am 
8. September bekannt gegeben. 

Zwar wurden Entlastungsleis-
tungen 2019 häufiger abgerufen als 
2018, doch noch immer profitiert 
nicht einmal jeder zweite Pflegebe-
dürftige davon. Neben zu geringer Be-
kanntheit der Entlastungsleistungen 
erschweren auch strukturelle Hürden 
die Inanspruchnahme, vermutet die 
Kasse. Teilweise bestünden erhebli-
che Unterschiede zwischen den Bun-
desländern, wofür diese Leistung ein-
gesetzt werden darf und wofür nicht. 
Teilweise könnten Angehörige die 

Leistung nicht nutzen, weil es vor Ort 
keinen Anbieter gebe, der die regio-
nalen Bedingungen erfüllt, während 
andernorts die Hürden deutlich ge-
ringer seien. 

Thomas Ballast, stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender der TK, for-
dert: „Ob pflegende Angehörige Ent-
lastungsmöglichkeiten bekommen 
oder nicht, darf nicht vom Wohnort 
abhängen. Hier muss im Sinne der 
Pflegebedürftigen und ihrer Ange-
hörigen eine einheitliche Regelung 
her, um den unhaltbaren Zustand zu 
beenden“. 

Flexibles Jahresbudget statt  
monatliche Leistungen

Aus TK-Sicht wäre es zudem sinnvoll, 
statt der monatlichen 125 Euro ein 

flexibel einsetzbares Jahresbudget 
von 1 500 Euro zu schaffen. „Wenn 
Versicherte bei der TK im Januar eine 
Rechnung über 800 Euro für Entlas-
tungsleistungen einreichen, können 
wir diese nicht ohne Weiteres erstat-
ten – kommt die Rechnung mit dem 
gleichen Betrag jedoch im November, 
ist es kein Problem. Hier brauchen wir 
mehr Flexibilität im Sinne der Betrof-
fenen“, so Ballast.

Zwischen 2018 und 2019 stieg 
die Zahl der Erstanträge von Pflege-
bedürftigen bei der TK um acht Pro-
zent. „Schon heute steigen die Pfle-
gekosten für die Solidargemeinschaft 
viel stärker als noch vor wenigen Jah-
ren erwartet wurde“, warnt der TK-
Vorstand. Umso wichtiger sei es jetzt, 
in die Entlastung von pflegenden An-
gehörigen zu investieren.  (ck)

„Klopfer der Kassen“

Qualität bestimmt nicht die Löhne – oder vielleicht doch? 
Wer höhere Vergütungssätze mit den Kassen aushandeln will, braucht ein dickes Fell. 
Denn die Leistungsträger lassen sich mitunter einiges einfallen, um weniger zu zahlen 
weiß Ralph Wißgott zu berichten. Die Antworten sind oft haarsträubend.

Von Ralph Wißgott

Winsen // „Für Personal, was so hoch 
bezahlt wird, ist eine so mäßige Qua-
lität in der Pflege nicht angemes-
sen“. Den neuesten „Schenkelklop-
fer“ oder vielmehr Aufreger, wenn es 
darum geht, beantragte Vergütungs-
erhöhungen von Leistungserbringern 

durch die Pflegekassen abzuschmet-
tern, liefert der Verband der Ersatz-
kassen (vdek).

Aktuell führen wir für einen Pfle-
gedienst in Nordrhein-Westfalen 
(NRW) Pflegesatzverhandlungen, in 
denen für die Kassenseite der vdek 
(Landesvertretung NRW) die führende 
Rolle übernommen hat. Wenn es nicht 

so unfassbar traurig wäre, hätte es 
eine gewisse Komik. Um den Sinn 
und Wortlaut nicht zu verfälschen, 
hier das datenschutzbereinigte Zitat: 
„Nach den Qualitätsberichten der letz-
ten Jahre zu urteilen, haben wir es hier 
nicht mit einem für uns konstanten 
Pflegedienst zu tun. Die Qualitätsno-
ten sind eher schwankend als stabil:

ee 2016 = 1,8
ee 2017 = nicht geprüft
ee 2018 = 1,1
ee 2019 = 1,8

So richtig können wir das nicht nach-
vollziehen. Laut Ihrer Tabelle wird das 
Personal nach Tarif entlohnt, bis auf 
den Inhaber selbst, der sich ein außer-
tarifliches Gehalt bezahlt. Für Perso-
nal, was so hoch bezahlt wird, ist eine 
so mäßige Qualität in der Pflege nicht 
angemessen. Und in unseren Augen 
sollte so etwas auch nicht noch zu-
sätzlich honoriert werden.“

Qualität und Vergütung 

Bereits mit dem Pflegeweiterent-
wicklungsgesetz 2007 ist mit Ein-
führung des Notensystems auf Re-
gierungsebene darüber diskutiert 
worden, die Vergütung von Einrich-
tungen an deren Qualität zu knüp-
fen. Die Regierung hat sich seinerzeit 
entschieden dagegen ausgespro-
chen. Das mag dem vdek NRW wohl-
möglich entgangen, beziehungs-
weise nicht mehr in Erinnerung 
sein. Zu keiner Zeit war oder ist die 
Qualität der Einrichtung ein relevan-
tes Merkmal bei einer Pflegesatzver-
handlung.

Ganz unabhängig davon jedoch, 
kann man bei Noten von 1,1 bis 1,8 
wohl kaum von mäßiger Qualität 
sprechen. Zudem wissen alle Leis-
tungserbringer, dass die Note nicht 
nur von der Einrichtung, sondern 

auch von der prüfenden Person ab-
hängig ist.

Unser Appell an den vdek und 
alle Kassen, die Pflegesatzverhand-
lungen durchführen, ist: Bitte beset-
zen Sie diese Positionen mit qualifi-
ziertem Personal.

Diskussionen häufig unsachlich

Immer wieder stellen wir fest, dass 
Argumentationen nicht nur unsach-
lich sind, sondern häufig elemen-
tare Grundkenntnisse zum Beispiel 
in Bezug auf Buchhaltung und Kos-
tenrechnung nicht vorhanden sind. 
Das sorgt dann zwar auf unserer Seite 
für ein entsprechendes Amüsement, 
vor allem aber für allgemeines Kopf-
schütteln. Es zögert zudem das Ver-
fahren unnötig hinaus und schadet 
nur dem Ansehen des vdek oder an-
deren Kassen, die die Federführung 
in der jeweiligen Verhandlung über-
nommen haben.

 e Autor Ralph Wißgott arbeitet 
seit 2002 als Unternehmens-
berater und ist Inhaber der  
Unternehmensberatung  
Wißgott in Winsen. 
 
Das Original-Schreiben der 
Kasse liegt der Redaktion vor.
Sollten Sie eine ähnliche  
Geschichte zu erzählen haben,  
melden Sie sich gerne unter: 
tim.walter@vincentz.net.  
Ihre Daten bleiben anonym.

Ist eine Einrichtung mit der Note 1,8 von „mäßiger Qualität“? Wenn es nach einer Kasse geht schon. Foto: Susanne El-Nawab

Bayern

Digitale Lösungen trotz mangelnder Nachfrage
Kronach // Bayerns Gesundheits- und 
Pflegeministerin Melanie Huml setzt 
weiter auf Digitalisierung. Ziel ist da-
bei auch, mehr Pflegebedürftigen als 
bisher den Verbleib im eigenen Zu-
hause zu ermöglichen. Huml be-
tonte anlässlich der Vorstellung des 
Projekts „DIGI-ORT – Digitale medi-
zinisch-pflegerische Versorgung und 
assistiertes Wohnen im Oberen Rod-
achtal“ in Kronach: „Die Digitalisie-
rung kann den Menschen den Alltag 
erleichtern – auch in der Pflege. Mit 

DIGI-ORT wollen wir Digitalisierung 
erlebbar machen und aufzeigen, wie 
Pflegebedürftige in ihrer häuslichen 
Selbstständigkeit gestärkt und Pfle-
gende entlastet werden können.“

Mit Fördermitteln von insgesamt 
2,4 Millionen Euro über den Zeitraum 
von drei Jahren soll eine digitale Platt-
form entstehen, die den Datenaus-
tausch zwischen häuslicher Um-
gebung, ambulantem Pflegedienst, 
Allgemeinarzt, einer lokalen Bera-
tungsstelle und einem ehrenamtli-

chen Begleitdienst ermöglicht. Da-
neben werden mehrere Haushalte 
im Gesundheitsdorf Oberes Rodach-
tal mit digitaler Assistenz-Technik 
(z. B. mobiler Notruf, Sturzerkennung, 
Geo-Fencing) ausgestattet. Das Pro-
jekt wird vom Fraunhofer-Institut für 
Integrierte Schaltungen (IIS), Erlan-
gen, hauptverantwortlich umgesetzt.
„Momentan ist die Nachfrage nach so 
genannten AAL-Lösungen insbeson-
dere in der ambulanten Pflege noch 
zurückhaltend“, so Huml. (ck)


